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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Erbschaftsteuergesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

S 1 

§ 18 a des Erbschaftsteuergesetzes vom 
30. Juni 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 764) er- 
hält folgende Fassung: 

»§ 18 a 

Erbschaftsteuer- und Lastenausgleichs- 
Versicherung 

(1) Wenn in einem Lebensversiche- 
rungsvertrag bestimmt ist, daß die Ver- 
sicherungssumme zur Bezahlung der Erb- 
schaftsteuer und zur Ablösung von 
Lastenausgleichsabgaben oder zu einem 
der beiden Zwecke zu verwenden und 
nach dem Tode des Versicherungsneh- 
mers an das Finanzamt abzuführen ist, so 
ist die Versicherungssumme bei Feststel- 
lung des steuerpflichtigen Erwerbes von 
Todes wegen der Angehörigen der 
Steuerklasse I oder II insoweit unbe- 
rücksichtigt zu lassen, als sie zur Tilgung 
ihrer Erbschaftsteuerschuld oder zur Ab- 
lösung der auf sie entfallenden Lasten- 
ausgleichsabgaben des Versicherungs- 
nehmers dient. 

(2) Die Vergünstigung tritt nur ein, 
wenn die Versicherungssumme binnen 
zwei Monaten nach dem Tode des Ver- 
sicherungsnehmers an das Finanzamt ab- 
geführt wird. Wird die Versicherungs- 
summe schon vor dem Tode des Ver- 
sicherungsnehmersfällig, so tritt die Ver- 
günstigung auch insoweit ein, als die 
Versicherungssumme zur Bezahlung der 


Erbschaftsteuer und zur Ablösung von 
Lastenausgleichsabgaben bei dem Ver- 
sicherungsunternehmen bis zum Tode 
des Versicherungsnehmers stehenbleibt 
und innerhalb der in Satz 1 genannten 
Frist an das Finanzamt abgeführt wird. 
Soweit eine Erbschaftsteuerversicherung 
abgeschlossen ist und beim Tode des 
Versicherungsnehmers sein gesamter 
Nachlaß dem überlebenden Ehegatten 
nach § 17 a Abs. 1 und 2 steuerfrei zu- 
fällt, ist die Vergünstigungsvorschrift des 
Absatzes 1 im Erbfall des überlebenden 
Ehegatten anzuwenden, wenn die Ver- 
sicherungssumme bis zum Tode des 
überlebenden Ehegatten beim Versiche- 
rungsunternehmen stehenbleibt und 
binnen zwei Monaten nach seinem Tode 
an das Finanzamt abgeführt wird. 

(3) Die Vergünstigung wird nicht da- 
durch ausgeschlossen, daß der Versiche- 
rungsnehmer in dem Lebensversiche- 
rungsvertrag oder in einer Verfügung 
von Todes wegen eine Person benennt, 
an die das Finanzamt den nach Bezah- 
lung der Erbschaftsteuer und nach Ab- 
lösung der Lastenausgleichsabgaben etwa 
verbleibenden Betrag der Versicherungs- 
summe abführen soll. 

(4) Reicht die Versicherungssumme 
zur Bezahlung der Erbschaftsteuer und 
zur Ablösung der Lastenausgleichsab- 
gaben nicht aus und hat der Versiche- 
rungsnehmer weder im Versicherungs- 
vertrag noch in einer Verfügung von 
Todes wegen eine Bestimmung darüber 
getroffen, in welcher Weise die Steuer- 
und Abgabenschulden der einzelnen Er- 
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werber aus der Versicherungssumme ge- 
deckt werden sollen, so ist die Versiche- 
rungssumme zunächst zur Deckung der 
Erbschaftsteuer zu verwenden. Dabei ist 
sie auf die Erwerber der Steuerklassen I 
und II im Verhältnis derjenigen Steuer- 
beträge zu verteilen, die sich ohne Be- 
rücksichtigung der Versicherungssumme 
ergeben. Ein alsdann verbleibender Be- 
trag ist nach denselben Grundsätzen auf 
die Erwerber der Steuerklassen III bis V 
zu verteilen. Der nach Deckung der Erb- 
schaftsteuer verbleibende Betrag ist zur 
Ablösung der Lastenausgleichsabgaben zu 
verwenden und zunächst auf die Erwer- 
ber der Steuerklassen I und II und so- 
dann auf die übrigen Erwerber im Ver- 
hältnis ihrer Erwerbe zu verteilen. Kom- 
men mehrere Lastenausgleichsabgaben 
oder mehrere Ablösungsarten in Be- 
tracht, so bestimmt das Finanzamt nach 
Anhörung der Erben die Verwendung 
der Beträge. 

(5) Übersteigt die Versicherungssumme 
die aus ihr zu tilgenden Steuerbeträge 
und Ablösungsbeträge, so findet die 
Steuervergünstigung des Absatzes 1 auf 
den Unterschiedsbetrag keine Anwen- 
dung. Der Unterschiedsbetrag ist dem 
Erwerb des nach Absatz 3 Berechtigten 
oder, wenn ein solcher nicht benannt ist, 
dem Erwerb der Erben hinzuzurechnen. 

(6) Bei Angehörigen der Steuerklassen 
III bis V gilt als steuerpflichtiger Erwerb 


der Betrag, der sich bei einer Zusammen- 
rechnung des erbschaftsteuerlichen Er- 
werbes mit der aus ihm berechneten und 
aus der Versicherungssumme getilgten 
Steuer und dem entrichteten Ablösungs- 
betrag ergibt. 

(7) Bei Versäumung der Fristen des 
Absatzes 2 kann Nachsicht gemäß §§ 86 
und 87 der Reichsabgabenordnung ge- 
währt werden, wenn weder die Steuer- 
pflichtigen noch das Versicherungsunter- 
nehmen ein Verschulden an der Fristver- 
säumnis trifft." 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. Es findet auf Erwerbe 
Anwendung, für welche die Steuerschuld nach 
dem 31. Dezember 1952 entstanden ist oder 
entsteht. 

§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Gesetzes über die Stellung des Lan- 
des Berlin im Finanzsystem des Bundes 
(Drittes Uberleitungsgesetz) vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. 


Bonn, den 14. April 1953 


Ollenhauer und Fraktion 



